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Der Artikel 3 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland beinhaltet – unter

anderem – den Passus, niemand dürfe wegen „seines Geschlechtes, seiner

Abstammung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft … benachteiligt

oder bevorzugt werden“. Diesem Grundsatz entsprechend sollten der Staat und seine

Vertreter keine Unterschiede in der Behandlung von Menschen machen, ob diese nun

einen Migrationshintergrund haben oder nicht.

In verschiedenen Studien konnte allerdings bereits gezeigt werden, dass sich dieses Ziel

nicht immer vollumfänglich realisiert. So weisen etwa Hemker & Rink (2017) für Anfragen

an Jobcenter nach, dass zwar die Antwortquoten für deutsche und ausländische

Nachnamen annähernd identisch sind, die Qualität der Antwort für Anfragen mit

ausländischem Nachnamen aber signifikant geringer ist. Angesichts solcher Befunde stellt

sich die Frage, ob eine Ungleichbehandlung auch bei politischen Entscheidungsträgern

nachgewiesen werden kann.
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Um dies zu untersuchen verschickte ich im Rahmen eines Feldexperiments Anfragen an

die Büros aller Bundestagsabgeordneten. Eine Hälfte der Anfragen war unterzeichnet von

Paul Schmidt, die andere von Murat Yilmaz, womit ich den Migrationshintergrund des

Anfragestellers manipulierte. Des Weiteren wurden diese Gruppen noch einmal geteilt in

jene, die die Anfrage per Brief und jene, die die Anfrage per E-Mail stellten. Von beiden

unabhängigen Variablen (Migrationshintergrund und Versandart) nahm ich an, dass sie

einen Einfluss auf das Antwortverhalten haben würden.

Ich vermutete aufgrund der bekannten Benachteiligung von Migranten und deren

Nachkommen, dass ein Migrationshintergrund des Anfragestellers die Antwortqualität

verschlechtern würde. Für die Versandart hatte ich die Vermutung, dass der

Migrationshintergrund einen größeren negativen Einfluss auf die Antwortqualität haben

sollte, wenn die Anfrage per Brief statt per E-Mail versandt wurde. Dies ist recht schlüssig:

Wenn etwa Mitarbeiter der Abgeordneten Vorurteile hätten, dann sollten diese bei

größerem Aufwand für die Beantwortung der Anfrage stärker zum Tragen kommen.

Das Antwortverhalten als zu erklärendes Phänomen betrachtete ich auf drei

unterschiedliche Arten, um das theoretische Konstrukt, „Qualität der Antwort“, möglichst

gut messen. Zum einen erfasste ich, ob überhaupt eine Antwort auf die Anfrage erhalten

wurde, zum anderen die Dauer, bis eine Antwort erhalten wurde, und schließlich die

Länge der Antwort in Buchstaben.

Die Daten zeigen, dass Bürger mit Migrationshintergrund seltener eine Antwort erhielten

und diese Antwort im Schnitt kürzer ausfiel. In Tabelle 1 sind die Antwortquoten nach dem

Migrationshintergrund und nach Parteien abgetragen. Sofort fällt die Differenz um mehr

als 20 Prozentpunkte bei der AfD auf, allerdings werden auch bei den anderen Parteien

(mit Ausnahme der Grünen) die Anfragen von Personen mit Migrationshintergrund

seltener beantwortet. Die Prozentwerte der einzelnen Fraktionen sind jedoch mit gewisser

Vorsicht zu interpretieren, weil die Unterschiede zumindest zum Teil auf

Zufallsschwankungen beruhen können und es in der Fraktion der Linkspartei zu einer

Entdeckung der fiktiven Natur der Anfragen kam, was das allgemein niedrige Niveau der

Antworten dieser Fraktion erklären könnte.

Die von mir erhobenen Daten wurden schließlich dazu verwendet, multiple

Regressionsmodelle für die Antwortwahrscheinlichkeit, die Dauer bis zur Antwort und die

Länge dieser zu schätzen. Die logistischen Regressionsmodelle, welche die
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Wahrscheinlichkeit des Erhalts einer Antwort schätzen, sind in Tabelle 2 dargestellt.

Das erste Modell zeigt, was anhand von Tabelle 1 schon vermutet werden konnte: Nicht

nur erhalten Anfragesteller mit Migrationshintergrund im Schnitt seltener eine Antwort, es

ist darüber hinaus auch sehr unwahrscheinlich, dass es sich um einen zufälligen Effekt

handelt [1] . Dies konnte ich ebenso für die Länge der Antwort nachweisen: Ein

Anfragesteller mit Migrationshintergrund erhielt eine kürzere Antwort.

Neben dieser zentralen Erkenntnis konnte ich noch weitere Schlüsse aus den von mir

generierten Daten ziehen. So fand meine Annahme, dass der Migrationshintergrund einen

größeren negativen Einfluss auf die Antwortqualität haben sollte, wenn die Anfrage per

Brief statt per E-Mail versandt wurde, keine Bestätigung (Modell 2).

Auch einige weitere Vermutungen konnten anhand der Daten widerlegt werden: So zeigte

sich, dass der Unterschied in der Antwortquote zwischen autochthonen Deutschen und

solchen mit Migrationshintergrund nicht von den Eigenschaften des Abgeordneten abhing:

Die Jahre, die ein Abgeordneter Mitglied des Bundestags war (Modell 6) und das

Geschlecht des Abgeordneten (Modell 5) hatten keinen Einfluss auf die Größe dieser

Differenz.

Bemerkenswert war hingegen, dass Bundestagsabgeordnete, die selbst einen

Migrationshintergrund hatten, den Anfragestellern mit Migrationshintergrund häufiger als

jenen ohne Migrationshintergrund antworteten (Modell 4). Allerdings kann der Test hier in

zwei Richtungen interpretiert werden: Obige Interpretation und die Interpretation, dass

Abgeordnete ohne Migrationshintergrund den Anfragestellern ohne Migrationshintergrund

häufiger antworteten, sind gleichermaßen gültig. Außerdem ließ sich kein Effekt für die

Dauer bis zur Antwort und die Länge der Antwort nachweisen.

Über die Zusammenhänge zwischen Migrationshintergrund des Anfragestellers und

Antwortwahrscheinlichkeit hinaus, können anhand von Modell 3 Aussagen darüber

getroffen werden, welche weiteren Merkmale einen Einfluss auf die

Antwortwahrscheinlichkeit haben. So senkte der Versand der Anfrage per Brief die

Antwortwahrscheinlichkeit deutlich. Auch antworteten Abgeordnete, die selbst einen

Migrationshintergrund hatten, signifikant seltener als Abgeordnete ohne diesen. Einen

positiven Effekt auf die Antwortwahrscheinlichkeit hatten hingegen die Jahre, die ein

Abgeordneter Mitglied des Deutschen Bundestags war. Außerdem stieg die
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Antwortwahrscheinlichkeit, je positiver die Partei des Abgeordneten Immigration

gegenüber eingestellt war.

Die Ergebnisse meiner Bachelorarbeit geben Grund zur Besorgnis: Der Zugang zu

Abgeordneten ist für Deutsche mit Migrationshintergrund schwerer als für Deutsche ohne

Migrationshintergrund. Dieser Effekt ist umso stärker, je negativer die Partei des

Abgeordneten Immigration betrachtet. Diesem Muster folgend werden Deutsche mit

Migrationshintergrund von Abgeordneten der AfD-Fraktion am stärksten benachteiligt.

Anhand dieser Ergebnisse kann ernsthaft infrage gestellt werden, ob sich alle

Abgeordneten des Deutschen Bundestags an das ausdrückliche Diskriminierungsverbot

im Grundgesetz halten.

Einen möglichen Weg aus dieser Problematik hinaus zeigt die Studie auch auf:

Abgeordnete, die selbst einen Migrationshintergrund haben, antworteten Deutschen mit

Migrationshintergrund deutlich häufiger. In diesem Sinne kann deskriptive Repräsentation,

also eine Kongruenz der Eigenschaften von Wählerinnen und Wählern mit denen der

Abgeordneten, möglicherweise dazu beitragen, dass die Lücke in der Responsivität

kleiner wird. Hierzu müsste das Parlament allerdings diverser werden.

[1] Erkennbar wird dies daran, dass das Vorzeichen für den Koeffizienten des

Migrationshintergrundes des Anfragestellers in Modell 1 negativ ist und der p-Wert kleiner

als 0,05 ist, wenn man ihn durch 2 teilt. Das ist hier zulässig, da man nur einen einseitigen

Hypothesentest durchführt.
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